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Text 

Vernehmung des Beschuldigten 

§ 164. (1) Vor Beginn der Vernehmung ist zu prüfen, ob Übersetzungshilfe gemäß § 56 erforderlich 
ist. Anschließend ist dem Beschuldigten mitzuteilen, welcher Tat er verdächtig ist. Sodann ist er im Sinn 
des Abs. 2 und darüber zu informieren, dass er berechtigt sei, sich zur Sache zu äußern oder nicht 
auszusagen und sich zuvor mit einem Verteidiger zu beraten, soweit dieser Kontakt nicht gemäß § 59 
Abs. 1 beschränkt werden kann. Der Beschuldigte ist auch darauf aufmerksam zu machen, dass seine 
Aussage seiner Verteidigung dienen, aber auch als Beweis gegen ihn Verwendung finden könne. 

(2) Der Beschuldigte hat das Recht, seiner Vernehmung einen Verteidiger beizuziehen. Nimmt er 
dieses Recht in Anspruch, so ist die Vernehmung bis zum Eintreffen des Verteidigers aufzuschieben, es 
sei denn, dass damit eine unangemessene Verlängerung der Anhaltung verbunden wäre. Der Verteidiger 
darf sich an der Vernehmung selbst auf keine Weise beteiligen, jedoch nach deren Abschluss oder nach 
thematisch zusammenhängenden Abschnitten Fragen an den Beschuldigten richten und Erklärungen 
abgeben. Über die Beantwortung einzelner Fragen darf sich jedoch der Beschuldigte nicht mit dem 
Verteidiger beraten. Von der Beiziehung eines Verteidigers darf nur abgesehen werden, soweit dies 
aufgrund besonderer Umstände unbedingt erforderlich erscheint, um durch eine sofortige Vernehmung 
oder andere unverzügliche Ermittlungen eine erhebliche Gefahr für die Ermittlungen oder eine 
Beeinträchtigung von Beweismitteln abzuwenden. In diesem Fall ist dem Beschuldigten sogleich oder 
innerhalb von 24 Stunden eine Anordnung der Staatsanwaltschaft oder eine schriftliche Begründung der 
Kriminalpolizei für diese Beschränkung zuzustellen und nach Möglichkeit eine Ton- oder Bildaufnahme 
(§ 97) anzufertigen. 

(3) Der Beschuldigte ist zunächst über seine persönlichen Verhältnisse zu befragen. Dann ist ihm 
Gelegenheit zu geben, sich in einer zusammenhängenden Darstellung zu dem gegen ihn erhobenen 
Tatvorwurf zu äußern. Zu schwierigen Fragen, die besondere Sachkunde voraussetzen oder eine 
Beurteilung durch einen Sachverständigen erfordern, ist ihm zu gestatten, sich binnen angemessener Frist 
ergänzend schriftlich zu äußern. 

(4) Es dürfen weder Versprechungen oder Vorspiegelungen noch Drohungen oder Zwangsmittel 
angewendet werden, um den Beschuldigten zu einem Geständnis oder zu anderen Angaben zu bewegen. 
Die Freiheit seiner Willensentschließung und seiner Willensbetätigung sowie sein Erinnerungsvermögen 
und seine Einsichtsfähigkeit dürfen durch keinerlei Maßnahmen oder gar Eingriffe in seine körperliche 
Integrität beeinträchtigt werden. Dem Beschuldigten gestellte Fragen müssen deutlich und klar 
verständlich und dürfen nicht unbestimmt, mehrdeutig oder verfänglich sein. Fragen, mit denen ihm 
Umstände vorgehalten werden, die erst durch seine Antwort festgestellt werden sollen, dürfen nur dann 
gestellt werden, wenn dies zum Verständnis des Zusammenhanges erforderlich ist; solche Fragen und die 
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darauf gegebenen Antworten sind wörtlich zu protokollieren. Fragen, die eine vom Beschuldigten nicht 
zugestandene Tatsache als bereits zugestanden behandeln, sind nicht zulässig. 


